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2002/259 

Kanton Basel-Landschaft Regierungsrat 

Vorlage an den Landrat

Schriftliche Beantwortung der Interpellation 2002/259 von Juliana Nufer, FDP, vom
17. Oktober 2002 betreffend Fakturierung und Zahlungsmoral - Steuerbezug/neue
Steuersoftware für die Steuerverwaltung/Übergangszeit

vom 3. Dezember 2002

FDP Landrätin Juliana Nufer reichte am 17. Oktober 2002 eine Interpellation zum Thema „Faktu-
rierung und Zahlungsmoral - Steuerbezug/neue Steuersoftware für die Steuerverwal-
tung/Übergangszeit“ ein.

Die Interpellation hat folgenden Wortlaut:

„Im Zusammenhang mit dem neuen Finanzausgleich wurde von Seiten der Gemeinden bemän-
gelt, dass das gelieferte Zahlenmaterial für die Budgetierung nicht geeignet sei oder auf alten
Steuerdaten beruhe. Im gleichen Atemzug wird bemängelt, dass die Steuereintreibung (Fakturie-
rung, Mahnwesen und Betreibungen für die Gemeinden) mit zuwenig Nachdruck seitens des
Kantones vollzogen wird.

Mit der Evaluation und Einführung der neuen Programme für die Steuerverwaltung wurde uns ein
Termin genannt, das der Steuerbezug ab 1.1.2005 auf dem neuen System laufen wird.

Dazu meine Fragen:

Fakturierung:

a)
Hat der Steuerbezug zum heutigen Zeitpunkt die Instrumentarien, die effektiven Rech-
nungsstellungen mit dem der Sollfakturierung gegenüber zustellen? Oder anders gefragt:
Ist sichergestellt, das jeder Steuerpflichtige seine Steuerrechnungen erhält?
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Betreibungen:

a) Ist es richtig, das seit 1990 die Betreibungen um mehr als das 3fache angestiegen sind?

b) Kennt der Kanton die Gründe dieses Anstieges der Anzahl Betreibungen (Staatsverdruss,
Konsumgesellschaft, falsches Haushaltsbudget, Wirtschaftslage etc.)?

c) Welche Massnahmen unternimmt der Kanton gegen diese "Zahlungsunlust"?

d) Von welchen ausstehenden Geldsummen pro Jahr sprechen wir hier (Jahre
1997/98/99/20/01)?

e) Welche Anzahl Verlustscheine stehen den Betreibungen gegenüber (Jahre
1997/98/99/20/01)?

Neue EDV-Softwarelösung:

a) Was passiert in der Zwischenzeit (bis 2006) mit den gewünschten Auswertungen für die
Gemeinden im Bezug auf die Wartefristen (1 Monat und länger)?

b)
Gibt es eine Vorwärtsstrategie, dass die Zeit von heute bis 2006 mit den Gemeinden ge-
nutzt wird, um mit ihnen gemeinsam die Bedürfnisse der gewünschten Führungsmittel im
Übergang und für die Zukunft zu erarbeiten?

Ich danke der Regierung für die schriftliche Stellungnahme.“

Antwort des Regierungsrates

Einleitung

Bei den EDV-Programmen, die in den Bereichen Steuerregister und Steuerbezug gegenwärtig
noch eingesetzt werden, handelt es sich vorwiegend um COBOL-Programme, welche auf einem
IBM-HOST laufen. Das zugrundeliegende Datenmodell stammt über weite Teile noch aus der
"Lochkartenzeit". Die Programme wurden in der Vergangenheit zwar laufend aktualisiert und ver-
bessert, sie sind infolge der veralteten Technik und der vielen Anpassungen mittlerweile aber sehr
fehleranfällig und verursachen auch im laufenden Betrieb einen entsprechenden, personalintensi-
ven und manuellen Kontrollaufwand. Die Programme generieren in hohem Masse versteckte
EDV-Kosten. Der Regierungsrat hat deshalb dem Landrat mit der Vorlage 2002/153 eine neue
Informatikanwendung für die kantonale Steuerverwaltung (Projekt Census) beantragt.

Zur Fakturierung

Frage a:

Hat der Steuerbezug zum heutigen Zeitpunkt die Instrumentarien, die effektiven Rechnungsstel-
lungen mit dem der Sollfakturierung gegenüber zustellen? Oder anders gefragt: Ist sichergestellt,
dass jeder Steuerpflichtige seine Steuerrechnungen erhält?
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Antwort:

Im Januar des Steuerjahres werden jeweils allen steuerpflichtigen natürlichen Personen von der
kantonalen Steuerverwaltung Vorausrechnungen für die Staatssteuern und für die Steuern derje-
nigen Gemeinden zugestellt, für die der Kanton den Steuerbezug übernommen hat. Die definitive
Veranlagung samt definitiver Steuerrechnung folgt dann in der Regel in dem auf das Steuerjahr
folgenden Jahr. Für die Bundessteuern wird allen Steuerpflichtigen im Januar des auf das Steu-
erjahr folgenden Jahres eine provisorische Rechnung zugestellt. Die definitive Rechnung erhalten
sie dann zusammen mit der Staats- und Gemeindesteuerrechnung.

Die Möglichkeit, dass ein Steuerpflichtiger seine aktuelle Steuerrechnung nicht erhält, ist durch
das beschriebene System der Rechnungsstellung, aber auch durch diverse Auswertungen, mit
welchen die Datenbestände verglichen und kontrolliert werden, äusserst gering.

Zu Betreibungen

Frage a:

Ist es richtig, dass seit 1990 die Betreibungen um mehr als das 3fache angestiegen sind?

Antwort:

Seitens der kantonalen Steuerverwaltung konnte eine Zunahme der Betreibungen um gut 60 Pro-
zent festgestellt werden, was durch die nachstehenden Zahlen (Totalzahlen für die in Betreibung
gesetzten Staats- und Bundessteuern) verdeutlicht wird:

Einleitungs-
jahr Forderungssumme

Anzahl

1993 39'363'550.00 14'446
1994 30'414'587.00 9'708
1995 42'390'181.25 15'984
1996 29'491'977.80 14'734
1997 45'759'578.40 20'646
1998 35'119'877.50 17'168
1999 49'361'513.65 21'469
2000 41'264'748.45 20'061
2001 55'832'256.00 23'547

Älteres Zahlenmaterial ist nicht verfügbar.
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Frage b:

Kennt der Kanton die Gründe dieses Anstieges der Anzahl Betreibungen (Staatsverdruss, Kon-
sumgesellschaft, falsches Haushaltsbudget, Wirtschaftslage etc.)?

Antwort:

Über die effektiven Gründe, warum jemand seine Steuern nicht bezahlen kann oder will, bestehen
keine Statistiken, da seitens der Schuldner keine Pflicht besteht, ihr Verhalten zu begründen.
Festgestellt werden kann, dass die Anzahl Betreibungen mit jeder Rezession ansteigt und sich
beim anschliessenden besseren konjunkturellen Verlauf nur unwesentlich zurückbildet.

Als wichtige Gründe, warum jemand seinen Zahlungspflichten nicht nachkommt, gelten:

• Die familiären Verhältnisse nach einer Trennung oder Scheidung;

• Der vermeintliche gesellschaftliche Konsumzwang insbesondere bei jüngeren Personen;

• Das durch Arbeitslosigkeit rückläufige Einkommen bei gleichbleibend hohen Ausgaben;

• Die Haushaltsgrösse, welche bei bescheidenen Einkommensverhältnissen nicht unterhalten
werden kann;

• Der Umstand, dass aktuelle Steuerforderungen in die betreibungsrechtliche Existenzmini-
mumberechnung laufender Betreibungen nicht einbezogen werden und dadurch eine endlose
Betreibungsspirale in Gang gesetzt werden kann;

• Der durch eine Drogenabhängigkeit vorhandene Ausgabenzwang bei einer durch die Sucht
bedingten unsicheren Einkommenslage;

• Ein zu geringes Renteneinkommen im höheren Alterssegment (unzureichende oder fehlende
Pensionskassenleistungen neben der AHV);

• Die Zahlungsunwilligkeit von Personen, welche sich bis zur Grenze der Illegalität sämtlichen
Zahlungsverpflichtungen zu entziehen versuchen.

Frage c:

Welche Massnahmen unternimmt der Kanton gegen diese "Zahlungsunlust"?

Antwort:

Von einer eigentlichen "Zahlungsunlust" kann trotz der hohen Betreibungszahlen nicht ausgegan-
gen werden. Nur eine geringe Zahl der Steuerschuldner kommt aus blosser „Unlust“ seinen Ver-
bindlichkeiten nicht nach.

Der Kanton wird aber seine geltende konsequente Praxis der Schuldeneintreibung unter Aus-
schöpfung sämtlicher Rechtsmittel weiterverfolgen, und eine Änderung dieser Praxis im Sinne
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einer allfälligen Lockerung wird sicher nicht vorgenommen. Das heutige Inkasso ist bereits aus-
gesprochen konsequent und kann allenfalls punktuell noch weiter optimiert werden.
Frage d:

Von welchen ausstehenden Geldsummen pro Jahr sprechen wir hier (Jahre 1997/98/99/20/01)?

Antwort:

Per Ende Oktober 2002 liefen bei der Steuerverwaltung Betreibungsverfahren gemäss nachfol-
gender Tabelle:

Steuer-
jahr Staat Bund

Anzahl Gesamtforde-
rung

Anzahl Gesamtforde-
rung

2002 2 89'932.15 2 21'746.50
2001 2'300 780'399.20 152 202'096.15
2000 3'068 11'274'447.80 2'184 2'620'336.30
1999 2'946 8'731'148.70 1'425 1'839'164.10
1998 1'375 4'873'722.90 709 1'181'321.20
1997 1'366 4'146'706.60 661 1'083'887.85
1996 666 2'388'893.10 357 760'910.15
1995 659 2'063'868.20 296 593'251.70
1994 274 1'037'957.95 - -
1993 228 728'490.10 179 780'501.60
1992 114 419'302.35 - -
1991 98 373'334.00 61 600'312.00
1990 52 198'473.05 - -
1989 44 142'737.70 22 122'434.80
1988 21 105'584.70 - -
1987 11 39'272.45 8 21'377.80
1986 4 17'832.95 - -
1985 2 9'582.10 2 3'423.65

total 13'230 37'421'686.00 6'058 9'830'763.80

Frage e:

Welche Anzahl Verlustscheine stehen den Betreibungen gegenüber (Jahre 1997/98/99/20/01)?
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Antwort:

Per Ende Oktober 2002 waren bei der Steuerverwaltung (theoretisch) verwertbare Verlustscheine
gemäss nachfolgender Tabelle registriert:

Steuer-
jahr

Staat Bund Gemeinden

Anzahl VS-Summe Anzahl VS-Summe Anzahl VS-Summe

2002 0 0 0 0 0 0.00
2001 282 571'086.80 8 22'128.30 0 0.00
2000 1'048 3'515'562.50 718 636'871.85 0 0.00
1999 2'127 4'716'873.80 1'116 1'100'318.70 0 0.00
1998 1'622 5'367'956.35 1'148 1'078'687.00 30 73'981.00
1997 2'531 5'874'624.00 1'287 1'291'865.90 52 111'162.20
1996 1'645 5'829'654.15 1'137 1'182'971.55 114 283'824.55
1995 2'249 5'381'355.40 1'167 1'322'352.45 137 330'957.10
1994 1'494 4'640'392.10 - - 112 228'023.40
1993 1'911 4'601'145.75 1'020 2'361'037.95 0 0.00
1992 1'260 3'957'903.05 - - 0 0.00
1991 1'652 3'987'577.75 989 3'100'775.65 0 0.00
1990 1'149 4'097'356.70 - - 0 0.00
1989 1'402 3'839'986.90 702 2'307'278.45 0 0.00
1988 891 3'344'272.45 - - 0 0.00
1987 1'087 2'754'243.20 598 1'630'466.60 0 0.00
1986 744 1'902'758.80 - - 1 6'455.15
1985 956 1'835'113.75 478 890'246.35 0 0.00
ältere 6'306 13'459'571.25 836 1'558'159.05 0 0.00

total 30'356 79'677'434.70 11'204 18'483'159.80  446 1'034'403.40

Definitiv nicht mehr verwertbare Verlustscheine infolge Firmenkonkurs, Handelsregisterlöschung,
Todesfall etc. sind insgesamt registriert:

Staat Bund Gemeinden
Anzahl VS-Summe Anzahl VS-Summe Anzahl VS-Summe

total 2'194 31'987'281.20 23 406'826.35 0 0.00

Der Grund für die Diskrepanz zwischen Staat und Bund/Gemeinden liegt darin, dass beim Bund
und den Gemeinden die Steuerbeträge geringer sind und dadurch die Abschreibungslimiten
schneller erreicht werden als beim Staat.
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Neue EDV-Softwarelösung

Frage a:

Was passiert in der Zwischenzeit (bis 2006) mit den gewünschten Auswertungen für die Ge-
meinden im Bezug auf die Wartefristen (1 Monat und länger)?

Antwort:

Es besteht verschiedentlich die Meinung, der kantonalen Steuerverwaltung würde eine Vielzahl
von Auswertungen zur Verfügung stehen. Dies ist nicht der Fall, da die bestehenden EDV-
Systeme kaum solche auf "Knopfdruck" zulassen. Für neue Auswertungen ist regelmässig zu-
sätzlicher Programmieraufwand notwendig, weshalb in der Regel darauf verzichtet wird.

Der Steuerbezug soll per 1. Januar 2005 mit der integrierten Steuerlösung NEST vorgenommen
werden. Mit diesem System stehen neue und komfortable Auswertungsinstrumente auf SQL-
Basis zur Verfügung, von denen selbstverständlich auch die Gemeinden profitieren werden. In der
Zwischenzeit werden sowohl die Informatikverantwortlichen als auch die Steuerverwaltung dafür
besorgt sein, dass die Gemeinden zeitgerecht mit Daten und Auswertungen versorgt werden,
soweit es sich um bestehende Auswertungen handelt. In diesem Bereich waren Wartezeiten von
mehr als einem Monat die seltene Ausnahme.

Neue, zusätzliche Auswertungen benötigen in der bestehenden HOST-Umgebung hingegen eine
präzise Datenanalyse und einen nicht zu vernachlässigenden Programmier- und Kontrollauf-
wand. Solche Auswertungen werden nur bei Bedarf vorgenommen und müssen auch unter Wirt-
schaftlichkeitsaspekten geprüft werden. Immerhin schlägt allein der Programmieraufwand mit
rund Fr. 300.-/Std. zu Buche, und bei einer Vollkostenrechnung kommt eine neue Auswertung
somit schnell auf mehrere Tausend Franken zu stehen. Die Gemeinden sind daher aufgefordert,
ihre Auswertungsbedürfnisse zu koordinieren und auf das Notwendige zu beschränken. Es liegt in
der Natur der Sache, dass auf neue Auswertungen länger gewartet werden muss.

Frage b:

Gibt es eine Vorwärtsstrategie, dass die Zeit von heute bis 2006 mit den Gemeinden genutzt wird,
um mit ihnen gemeinsam die Bedürfnisse der gewünschten Führungsmittel im Übergang und für
die Zukunft zu erarbeiten?

Antwort:

Dringend notwendige Verbesserungen werden im Rahmen der bestehenden Möglichkeiten wei-
terhin realisiert werden können. Bis zur Einführung von NEST stehen aber weder die technischen
noch die personellen Mittel zur Verfügung, um eine substanzielle Änderung der bestehenden Si-
tuation herbeizuführen. Diese Restriktion gilt nicht nur für den Bezug der Gemeindesteuern, son-
dern auch im Bereich der Staats- und Bundessteuern.
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Unter Berücksichtigung der aktuellen Situation im Gemeindesteuerbezug und im Hinblick auf die
Einführung der neuen EDV-Programme ist geplant, mit den Gemeinden, welche den Gemeinde-
steuerbezug an den Kanton abgetreten haben, anfangs 2003 eine Erfahrungsgruppe zu bilden.
Der Arbeitsgruppe sollen fünf Finanzverwalter/innen aus den betroffenen Gemeinden und drei
Mitarbeiter/innen der Steuerverwaltung angehören. Zudem werden die Gemeinden im Rahmen
des Projektes Census in denjenigen Teilprojekten und Arbeitsgruppen vertreten sein, die ihren
Aufgabenbereich direkt betreffen.

Liestal, 3. Dezember 2002 IM NAMEN DES REGIERUNGSRATES
die Präsidentin: Schneider-Kenel

der Landschreiber: Mundschin


